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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Auch der Nationalrat setzte sich für die Bekämpfung des Menschenhandels ein und
überwies ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) diskussionslos. Der 2012 eingereichte
Vorstoss forderte zwar vom Bundesrat vorerst nur einen Bericht zur Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Hinter dem Postulat versteckt
sich jedoch das Anliegen Streiff-Fellers, auch in der Schweiz ein Prostitutionsverbot
einzuführen. Das bislang kaum beachtete Postulat erhielt durch den
Rotlichtmilieuskandal in der Zürcher Stadtpolizei politische Brisanz und entfachte eine
lebhafte Diskussion über das Verbot des käuflichen Sex. 1

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
NADJA ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2014 nahm der Nationalrat ein Postulat Fehr (sp, ZH)
diskussionslos an und beauftragte damit den Bundesrat, eine Länderstudie zu
Prostitution und Sexarbeit zu erstellen. Die Studie soll einerseits darlegen, wie die
untersuchten Länder, darunter Schweden, Ausbeutung und Menschenhandel in der
Prostitution und Sexarbeit bekämpfen und andererseits konkrete Massnahmen für die
Schweiz vorschlagen. Der Bundesrat will das Postulat Fehr in einem Bericht zusammen
mit den thematisch ähnlichen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162) und Caroni
(fdp, AR; Po. 13.3332) erfüllen. 2

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Juni 2015 veröffentlichte der Bundesrat einen umfassenden Bericht zu Prostitution
und Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung. Er erfüllte damit die
Postulate Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162), Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332), Feri (sp, AG;
Po. 13.4033) und Fehr (sp, ZH; Po. 13.4045), welche allesamt vom Bundesrat einen
Bericht im Bereich der Sexarbeit gefordert hatten. Der Nationalrat schrieb die
Postulate daraufhin im Sommer 2016 ab. 
Der Bundesrat sprach sich im Bericht deutlich gegen ein Verbot der Prostitution aus, da
dies die Prostituierten in den Untergrund verdränge, was für sie mit erhöhten Risiken
verbunden sei. Der Vergleich mit anderen Ländern, insbesondere mit Schweden, zeige
zudem, dass die Bekämpfung des Menschenhandels zum Zweck der sexuellen
Ausbeutung auch mit einem Prostitutionsverbot schwierig bleibe. Es bestehe aber in
der Schweiz durchaus Handlungsbedarf. Sehr viele der sich prostituierenden Frauen
zeigten physische oder psychische Krankheitssymptome und das Ausbeutungsrisiko sei
real. Ausserdem sei die Faktenlage zur sexuellen Ausbeutung in der Prostitution
bescheiden und die in dem Bereich zuständigen Kantone verzichteten aufgrund
mangelnder Ressourcen und tiefer Priorisierung weitgehend auf langfristige
Strukturermittlungen zur Aufdeckung von Menschenhandel. Um die bestehenden
Probleme anzugehen und eine Diskussionsgrundlage für das Parlament zu liefern, listete
der Bundesrat am Ende des Berichts 57 mögliche Massnahmen zum Schutz von
Prostituierten auf, wovon jedoch lediglich 14 auf Bundesebene durchführbar sind. 3

BERICHT
DATUM: 05.06.2015
ELIA HEER

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Streiff-Feller (evp, BE) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 4

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Der Nationalrat stimmte im Dezember einer Motion Streiff-Feller (evp, BE) zu, welche
von der Schweiz in bilateralen und multilateralen Beziehungen eine verstärkte
Thematisierung der Religionsfreiheit sowie des Schutzes religiöser Minderheiten
forderte. Da die Schweiz gut vernetzt sei und das Prinzip der Universalität der
Menschenrechte hochhalte, sei sie prädestiniert, sich im Ausland für den Schutz der
Religionsfreiheit einzusetzen, argumentierte die Motionärin. Der Bundesrat ging mit der
Nationalrätin einig: Die Schweiz solle sich in diesem Bereich weiterhin engagieren sowie
ihr Engagement bei veränderten Umständen laufend anpassen. Betreffend bestehende
Bestrebungen verwies der Bundesrat auf die bilateralen Menschenrechtsdialoge sowie
auf die aktive Rolle der Schweiz in internationalen Gremien, namentlich der UNO und
der OSZE. Darüber hinaus zeigte sich die Regierung bereit, die Situation bedrohter
religiöser Minderheiten im Aussenpolitischen Bericht näher zu beleuchten, wie dies ein
Postulat von Siebenthal (svp, BE) verlangt, welches der Bundesrat am selben Tag
ebenfalls zur Annahme empfahl. Der Nationalrat stimmte beiden Anliegen in der
Wintersession stillschweigend zu. 5

MOTION
DATUM: 12.12.2014
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Nationalrat der Motion Streiff-Feller (evp, BE) für eine verstärkte
Thematisierung der Religionsfreiheit in der Wintersession 2014 stillschweigend
zugestimmt hatte, wurde das Anliegen im Juni 2015 auch im Ständerat angenommen.
Christian Levrat (sp, FR) betonte in diesem Zusammenhang stellvertretend für die
Kommission, dass die vorliegende Motion keine Neuheit darstelle, aber durchaus die
gegenwärtige Position der Schweiz in Bezug auf die Religionsfreiheit wieder in
Erinnerung rufe. Diese stütze sich ausschliesslich auf das internationale Recht und
nicht etwa auf moralische oder religiöse Überlegungen. Bundesrat Burkhalter pflichtete
diesbezüglich Herrn Levrat bei, betonte aber, dass die grundlegende Debatte nicht von
der gesetzlichen Grundlage herrühre, sondern im Wesentlichen vom mangelnden
Respekt dieser gegenüber. Auch wenn bereits 168 Nationen den UNO-Pakt II ratifiziert
hätten, blieben in der Realität noch wesentliche Probleme bezüglich dessen
Implementierung bestehen. Aus eben diesem Grund sei es wichtig, dass die Schweiz
den politischen Dialog sowohl auf bilateraler als auch multilateraler Ebene weiterführe
und sich in diesem Bereich engagiere. 6

MOTION
DATUM: 16.06.2015
MELIKE GÖKCE

1) AB NR, 2013, S. 511; BZ, 18.11. und 30.11.13; TA, 19.11.13; Bund, 29.12.13.
2) AB NR, 2014, S. 540; Po. 13.4045 
3) BBl, 2016, S. 2918; Bericht BR vom 5.6.15; TA, 6.6.15
4) BBl, 2016, S. 2918
5) AB NR, 2014, S. 2351
6) AB SR, 2015, S. 571f

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18 2


